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Die Neutralitätspolitik der 
Schweiz stand selten so stark im 
internationalen Fokus: Zuerst 
gab es viel Schelte für den Bun
desrat. Am Wochenende kam 
etwa «Bild am Sonntag» zum 
Schluss, dass die Schweiz unter 
dem Vorwand der Neutralität 
schon immer gern Geschäfte mit 
«Despoten, Diktatoren und Oli
garchen» gemacht habe. 

Nach der Ankündigung von 
Bundespräsident Ignazio Cassis, 
dass die Schweiz sich den EU
Sanktionen gegen Russland an
schliessen werde, war etwa für 
die «New York Times» klar, dass 
das Land damit die «tief verwur
zelte Tradition der Neutralität 
aufgegeben» habe. 

Viele Schweizer Aussenpoliti
ker sind alarmiert. Die Kommen
tare zeigten klar, dass die 
Schweiz nicht mehr als neutral 
wahrgenommen werde, sagt 
etwa der Präsident der Aussen
politischen Kommission des Na
tionalrates, Franz Grüter (SVP).
Noch deutlicher wird sein Par
teikollege Nationalrat Roger 
Köppel: Der Bundesrat sei einge
knickt und habe einen Neutrali
tätsbruch begangen.

Parteipolitische Motivation 
Auch bei der Mitte ist man be
sorgt. «Beim gerechtfertigten 
Nachvollzug der EUSanktionen 
durch den Bundesrat handelt es 
sich um eine grosszügige Aus
legung des Neutralitätsbegriffs», 
sagt Nationalrätin Elisabeth 
SchneiderSchneiter. Jetzt müs
se man eine Neutralitätsdebatte 
führen, nicht nur im Hinblick auf 
die aktuelle Krise. 

Dieser Vorschlag stösst auf 
breite Zustimmung. So twitterte 
die Aussenpolitische Kommis
sion  des Ständerats, man habe 

einen Bundesratsbericht über 
Neutralitätspolitik für die nächs
te Kommissionssitzung andisku
tiert. Indes ist die Motivation für 
einen solchen Bericht oder eine 
vertiefte Diskussion je nach Par
teizugehörigkeit höchst unter
schiedlich. 

Es sei unzweifelhaft, so SP
Nationalrat Eric Nussbaumer, 
dass die Neutralitätspolitik un

ter der Ägide von Aussenminis
ter Ignazio Cassis und dem Druck 
der SVP vor allem negative wirt
schaftliche Konsequenzen im 
 Fokus gehabt habe. Hier brauche 
es eine Kurskorrektur.

Für Grüter von der SVP ist 
klar, dass es nicht so weit kom
men dürfe, dass der Bundesrat 
solche Sanktionen automatisch 
übernehme. Er müsse auch künf

tig selber entscheiden, welche er 
mittragen wolle und welche 
nicht. SchneiderSchneiter ihrer
seits möchte die Neutralitätsde
batte in einen breiteren Kontext 
stellen und dabei auch die Ein
bindung der Schweiz in die ver
schiedenen Staatengemeinschaf
ten berücksichtigen. 

Das Neutralitätsrecht sei klar 
definiert und habe sich bewährt, 

betont dagegen FDPStänderat 
Damian Müller. Im Embargoge
setz würden die Grundsätze der 
Teilnahme der Schweiz an inter
nationalen Sanktionen definiert. 
Dieses besage, dass die Schweiz 
Sanktionen der wichtigsten Han
delspartner übernehmen könne, 
wenn sie der Einhaltung des Völ
kerrechts dienten. «Im aktuellen 
Konflikt ist Russland der Rechts

brecher. Deshalb ist der Ent
scheid des Bundesrates richtig.» 

Für Sacha Zala, Historiker und 
Direktor der Forschungsstelle 
Dodis, kommt die Einschätzung 
ausländischer Kommentatoren 
nicht von ungefähr: «Die Schweiz 
konnte aus der Neutralität im
mer wieder geschickt politisch 
und wirtschaftlich Kapital schla
gen. Deshalb überschätzen viele 
Kommentatoren den jetzigen 
Entscheid als Kehrtwende.» 

Neutralität ist sehr beliebt
Die derzeit in der Schweiz lau
fende Diskussion bezeichnet 
Zala aber als Scheindebatte: 
«Dieser Diskurs über eine Neu
ausrichtung der Neutralität ist 
verlogen, da die Schweiz sie im
mer so gestaltet hat, um ihre 
durchaus legitimen Interessen 
möglichst gut zu bewahren.» Die 
Neutralität sei mehr innenpoli
tisches Identifikationsmerkmal 
und Rechtfertigungsgrund als 
aussenpolitisches Gebot. 

«Ehrlicherweise müsste die 
Schweizer Politik eine Debatte 
darüber führen, wie sie ihre Aus
senpolitik gestalten will», sagt 
Zala, und das habe wenig mit dem 
völkerrechtlichen Konzept der 
Neutralität zu tun. Im 20. Jahr
hundert sei man damit gut gefah
ren, aber theoretisch könnte man 
auch zum Schluss kommen, dass 
sie ausgedient habe. 

Beim Schweizer Volk käme 
das schlecht an: Die Neutralität 
erhält in den jährlichen Sicher
heitsstudien der ETH jeweils eine 
Unterstützung weit über 90 Pro
zent. Allerdings nimmt der An
teil der Menschen leicht zu, 
 welcher der De factoAufgabe 
der Neutralität zustimmt.
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